
AUS DEM HAUPTAUSSCHUSS 

Kurzbericht über die Sitzung 1/90 des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufs­
bildung am 7. /8. Februar 1990 in Bonn 

Die erste Sitzung des Hauptaus­
schusses im Jahre 1990 fand am 
7./8. Februar in Bann statt. 

Wie in jedem Jahr war Schwer­
punkt der Beratungen die Verab­
schiedung der Stellungnahme des 
Hauptausschusses zum Entwurf 
des Berufsbildungsberichts 1990. 
Nach langer kontrovers geführter 
Diskussion verabschiedete der 
Hauptausschuß mit knapper Mehr­
heit die weiter unten abgedruckte 
Stellungnahme. Die Beauftragten 
der Arbeitgeber gaben hierzu ein 
Minderheitsvotum ab, das eben­
falls abgedruckt ist. 
Der Hauptausschuß verständigte 
sich darauf, für die Zukunft ein neu­
es Verfahren der Stellungnahme zu 
entwickeln. 

Weiter nahm der Hauptausschuß 
Stellung zum Aktionsprogramm 
der Europäischen Gemeinschaft 
zur Förderung der beruflichen 
Weiterbildung (FORCE). Der Wort­
laut dieser Stellungnahme ist eben­
falls abgedruckt. 

Der Hauptausschuß beauftragte 
zwei seiner Unterausschüsse, Ent­
würfe von Empfehlungen zu folgen-

den Themen zu erarbeiten: 
- Förderung des Personals in der 

beruflichen Weiterbildung 
- Rahmenstoffplan "Ausbildung 

der Ausbilder''. 

Außerdem wurde der Hauptaus­
schuß zum Entwurf einer Verord­
nung über die Prüfung zum aner­
kannten Abschluß Geprüfter Tier­
pflegemeister I Geprüfte Tierpfle­
gemeisterin angehört. 

Im Rahmen seiner Funktion als Be­
schlußorgan des Bundesinstituts 
befaßte sich der Hauptausschuß 
u. a. mit dem Haushaltsplanentwurf 
für 1991. Er stimmt dem vom Gene­
ralsekretär vorgelegten Entwurf 
mit Änderungen zu. 

Außerdem beschloß der Hauptaus­
schuß die Aufnahme des Projekts 
7.501 "Förderung der Berufsausbil­
dung von nicht behinderten Ju­
gendlichen, die bisher ohne Be­
rufsausbildung bleiben" in das 
Forschungsprogramm des Bundes­
instituts. 

Die nächste Sitzung des Hauptaus­
schusses ist für den 16./ 17. Mai 
1990 in Berlin vorgesehen. 

Stellungnahme des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung zum Entwurf 
des Berufsbildungsberichts 1990 des Bundes­
ministers für Bildung und Wissenschaft 

l. "Ausbildung für alle" als gesell­
schaftspolitisches Ziel ist, wie es im 
Berufsbildungsbericht heißt, "ge­
meinsame Verpflichtung und Ver­
antwortung von Staat, Arbeitge­
bern und Gewerkschaften''. 

Das Berufsbildungsgesetz ist seit 
nunmehr zwanzig Jahren in Kraft. 
Seine historische Bedeutung für 
die Herausbildung eines einheitli­
chen Systems der Berufsausbil­
dung ist unstreitig. 

24 

"Ausbildung für alle" als gesell­
schaftspolitisches Ziel ist nicht nur, 
wie es im Berufsbildungsbericht 
heißt, "gemeinsame Verpflichtung 
und Verantwortung von Staat, Ar­
beitgebern und Gewerkschaften'', 
es ist vor allem ein Verfassungsauf­
trag, der Gesetzgeber und Exeku­
tive bindet. Vor diesem Hinter­
grund kann es nicht hingenommen 
werden, wenn sich der einzelne in 
der Wahrnehmung seines Grund­
rechtes auf qualifizierte Ausbil-

dung nach wie vor nicht auf eine 
eindeutige Berufsbildungsgesetz­
gebung stützen kann. Bisher fehlt 
jedoch nicht nur der formale 
Rechtsanspruch auf Ausbildung für 
den einzelnen, sondern darüber 
hinaus auch ein demokratisch kon­
trolliertes Berufsbildungssystem, 
welches 
e ein ausgewogenes und qualifi­

ziertes Angebot an Ausbil­
dungsstellen sicherstellt; 

e Fehlqualifizierungen und Ver­
zerrungen des Ausbildungsstel­
lenmarktes wie in den vergan­
genen Jahren mitsamt der dar­
aus resultierenden Diskussion 
über Facharbeitermangel ver­
hindert; 

e die soziale Auslese bei der Ein­
stellung von Auszubildenden, 
bei der Durchführung der Aus­
bildung und im Prüfungswesen 
überwinden hilft; 

e die regionale Chancengleich­
heit sichert; 

e vergleichbare Qualitätsstan-
dards für alle Ausbildungsbe­
reiche ermöglicht; 

e Umsetzungsdefizite für geltende 
Vorschriften und Vereinbarun­
gen in den zuständigen Stellen 
und in den Ausbildungsbetrie­
ben unterbindet und so ganz all­
gemein eine auf Zukunftsanfor­
derungen der Wirtschaft sowie 
Zukunftsinteressen der Arbeit­
nehmer ausgerichtete Abstim­
mung unseres Bildungs- und Be­
schäftigungssystems gewährlei­
stet. 

Die Bundesregierung vertritt ger­
ne und mit Vehemenz die These, 
Qualifikation sei in unserem roh­
stoffarmen Land der wichtigste 
Produktionsfaktor. Im praktisch po­
litischen Handeln jedoch gilt die­
ser Satz nicht viel. Dies wird insbe­
sondere auch an der Finanzpolitik 
des Bundes deutlich. Dort wird dua­
le Berufsausbildung keineswegs 
als Investition in die Zukunft behan­
delt, sondern als konsumtiver Aus­
gabeposten, der allemal nach hin­
ten rutscht. Auf der einen Seite 
lehnt die Bundesregierung die Fi­
nanzierung der betrieblichen Be­
rufsbildung auf der Basis einer 
Sonderabgabe der Unternehmen 
ab, auf der anderen Seite stellt sie 
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